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Bundesregierung gefähr- 
det Stabilität des Euro 

Als einen Scheinsieg der rot-grünen Bundesre- 
gierung bezeichnete der CDU-Europaabgeordnete 
Karl von Wogau die Entscheidung der EU-Wirt- 
schafts- und Finanzminister, von einer strikten An- 
wendung der Regeln des Stabilitäts- und Wachs- 
tumspaktes abzusehen. Die Bundesregierung ver- 
liere durch diese Blockadehaltung ihre stabilitäts- 
politische Glaubwürdigkeit und gefährde die 
langfristige Stabilität des Euro. 
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STRUKTURPOLITIK 

ROLF  BEREND: 

EU-Strukturpolitik in Zwischenbilanz 
ERFAHRUNGEN AUS DEM ERSTEN DRITTEL DES NEUEN PROGRAMMZEITRAUMS 

Rolf Berend MdEP 

I Qg Milliarden Eu- 
^^#ro werden im 

Rahmen der vier Struk- 
turfonds im Zeitraum 
2000 bis 2006 für den 
wirtschaftlichen und so- 
zialen Zusammenhalt in 
der Europäischen Union 
ausgegeben. Empfänger 
sind vor allem Regionen 
derZiel-1-Gebiete in Spa- 
nien, Griechenland, Por- 
tugal und in den neuen 
deutschen Bundeslän- 
dern. Ein Drittel dieses Zeitraums ist 
vorüber. Es ist an der Zeit, erste Erfah- 
rungen zu bewerten und zu prüfen, wie 
die Programme angelaufen und welche 
praktischen Probleme bei der Umset- 
zung und Finanzierung aufgetreten sind. 

Verzögerungen beim 
planmäßigen Start 

Der neue Programmzeitraum ist ver- 
zögert angelaufen. Fünf Monate waren 
für die Programmverhandlungen vorge- 
sehen, sie haben doppelt so lange ge- 
dauert. Fast zwei Monate nach plan- 
mäßigem Startbeginn sind beispiels- 
weise von dem Ziel-2-Programm fast 
15 % der Projekte noch nicht einmal ge- 
nehmigt gewesen. 

Wo liegen die Ursachen? Die Be- 
deutung der von der Kommission spät 

vorgelegten Leitlinien 
scheint in den Regionen 
nicht immer verstanden 
worden zu sein. Die Pro- 
grammdokumente wa- 
ren innerhalb der Mit- 
gliedstaaten qualitativ 
sehr unterschiedlich, wo- 
durch sich die Verhand- 
lungen in die Länge zo- 
gen. Einerseits, so zu- 
mindest die Kommissi- 
on, hätten die Mitglieds- 
länder nicht immer recht- 

zeitig die erbetenen Zusatzinformatio- 
nen übermittelt, andererseits sind Ver- 
zögerungen der Verhandlungen auch 
auf das langsame Bearbeitungstempo 
der Kommission sowie deren Antwort- 
zeiten zurückzuführen. 

Schlussfolgernd muss für die Zu- 
kunft geprüft werden, ob die Laufzeiten 
der projektorientierten Programme und 
Gemeinschaftsinitiativen getrennt und 
begrenzt werden sollten. Auch für die 
Kommission sollten im Verhandlungs- 
prozess Bearbeitungsfristen gelten. 

Pro und contra Partnerschaftsprinzip 

Durch die Einführung des Partner- 
schaftsprinzips - also die Einbeziehung 
verschiedener Akteure, die Einbezie- 
hung von Umweltschutz und Chancen- 
gleichheit - wurde zum Teil der Verwal- 
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tungsaufwand vergrößert. Jedoch hat 
sie auch Positives erbracht. Während ei- 
nerseits die Partnerschaft als über- 
mäßig aufwendig angesehen wird, sind 
andererseits die Besonderheiten, die 
Vielfältigkeit und die Stärken der Regio- 
nen in der Programmdurchführung und 
der Projektauswahl besser als bisher 
zur Geltung gebracht worden. 

Effizientere Projektdurchführung 

Die Projektverwaltung und die daraus 
entstehenden Kosten stehen nicht im- 
mer in angemessenem Verhältnis zur 
Projektgröße. Kleinere Vorhaben sollten 
gebündelt werden, um Gößere und Er- 
folgträchtigere zu bilden. Außerdem ist 
zu prüfen, ob es nicht zweckdienlicher 
ist, die kleinen Projekte doch in voller 
Höhe einzelstaatlich zu finanzieren. Je 
einfacherunddirekterMaßnahmensind, 
desto besser lassen sich ihre Ergebnis- 
se bewerten. Viele grenzüberschreiten- 
de Projektegelten in den Regionen oft als 
zu kompliziert in der Umsetzung. 

Es ist des weiteren zu prüfen, inwie- 
weit im kommenden Projektzeitraum 
2007 bis 2013 eine EU-Kofinazierung 
für größere Projektkomplexe mit mehr 
Wirkung vorzusehen wären. Dadurch 
würden Begleitung, Kontrolle und Prüf- 
maßnahmen effektiver. Natürlich sollen 
auch weiterhin kleine Projekte, bei- 
spielsweise im ländlichen Raum, durch- 
geführt werden. 

Zwar wurde bei der letzten Revision 
die Zahl der Ziele und Programme ge- 
senkt, doch werden noch immerzu viele 
verschiedene Fonds zur Finanzierung re- 
gionalpolitischer Maßnahmen einge- 
setzt. Ein System vieler Fonds erhöht 

den Verwaltungsaufwand und die bei der 
Koordinierung entstehenden Probleme. 

Projektfinanzierung auf dem 
Prüfstand 

Die Organisation einzelstaatlicher Fi- 
nanzierung zwecks Projektfinanzierung 
stellte sich häufig als Problem dar. Es 
ist schwierig, Unternehmen zur Teilnah- 
me an EU-Projekten zu gewinnen, weil 
die Verwaltung schwerfällig und die Ver- 
fahren langwierig sind. Mit der Gemein- 
schaftsfinanzierung werden den Regio- 
nen einzelstaatliche Mittel entzogen 
oder auf andere Ebenen verlagert, wor- 
aus sich eine Verletzung des Grundsat- 
zes der Subsidiarität ergibt. Die Umset- 
zung des Zusätzlichkeitsprinzips muss 
intensiver nachgeprüft werden. 

Bei der AusführungderStrukturfonds 
sind im begonnenen Planungszeitraum 
eine Reihe vermeidbarer Probleme fest- 
zustellen. Besonders die Verzögerung 
des Starts und der Programmdurch- 
führung sowie die unterschiedliche Aus- 
legung der Vorschriften ist in den Re- 
gionen mit Erstaunen und Verwunde- 
rung quittiert worden und vielfach auf 
Unverständnis gestoßen. 

Künftig müssen bei der Umsetzung der 
Strukturprogramme Erfolg, europäischer 
und/oder regionaler Mehrwert und Qua- 
lität die wichtigsten Bewertungskriterien 
sein. Die gesetzten Ziele müssen den Be- 
dürfnissen der Regionen entsprechen. 

RolfBerend (CDU Thüringen) ist Mit- 
glied im Ausschuss für Regionalpolitik 
und Sprecher für Regional- und Struk- 
turpolitik der CDU/CSU-Gruppe im Eu- 
ropäischen Parlament. 
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TSCHECHISCHE REPUBLIK 

KARSTEN KNOLLE: 

Beziehungen Tschechische Republik zur 
Europäischen Union klären 

BENESCH-DEKRETE    -    EIN    WEITERHIN    UNGELÖSTES    PROBLEM 

Karsten Knolle MdEP 

Bereits 1999 hat das 
Europäische Parla- 

ment die tschechische 
Regierung aufgefordert, 
fortbestehende Geset- 
ze und Dekrete aus den 
Jahren 1945 und 1946 
aufzuheben, soweit sie 
sich auf die Vertreibung 
von einzelnen Volks- 
gruppen in der damali- 
gen Tschechoslowakei 
beziehen. Dieser Be- 
schluss beruht auf ei- 
nem Änderungsantrag der EVP-ED- 
Fraktion. 

Sowohl im Jahr 2000 als auch 2001 
hat das Europäische Parlament die 
Haltung der tschechischen Regierung 
begrüßt, die fortbestehenden Gesetze 
und Dekrete der Benes-Regierung aus 
den Jahren 1945 und 1946 daraufhin 
zu überprüfen, ob sie im Gegensatz 
zum gültigen EU-Recht und zu den Ko- 
penhagener Kriterien stehen. 

Voraussetzung für den Beitritt der 
Tschechischen Republik zur Europäi- 
schen Union ist die Erfüllung der politi- 
schen und rechtlichen Kriterien von Ko- 
penhagen (1993). Die genannten De- 
krete und Gesetze, die immer noch Teil 
der tschechischen Rechtsordnung 
sind, verstoßen gegen die Kopenha- 
gener Bedingungen. Sie betreffen so- 
wohl BürgerderEuropäischen Union als 

auch derTschechischen 
Republik. An den Voll- 
zugsfolgen dieser De- 
krete und Gesetze, ins- 
besondere an der Ver- 
mögensbeschlagnahme, 
der Sammelausbürge- 
rung und der Auswei- 
sung der Betroffenen 
wird bis heute festge- 
halten. Die Fortschritts- 
berichte erwähnen die- 
sen Sachverhalt nicht. 

Hintergrund dieses Sachverhalts ist 
die folgende kurz dargestellte Rechts- 
lage: 

In der Tschechischen Republik gel- 
ten weiterhin Dekrete und Gesetze aus 
den Jahren 1945 und 1946, die von der 
damaligen Tschechoslowakei erlas- 
sen wurden und Maßnahmen für die 
Behandlung der dort lebenden Deut- 
schen und Ungarn beinhalten. 

Das „Dekret des Präsidenten der 
Republik vom 19. Mai 1945 über die 
Ungültigkeit einiger vermögensrechtli- 
cher Rechtsgeschäfte besiegelte für 
mehrere Millionen Deutsche und Un- 
garn die Enteignung. 

Durch das „Dekret des Präsidenten 
der Republik vom 21. Juni 1945 über 
die Konfiskation und beschleunigte 
Aufteilung des landwirtschaftlichen 
Vermögens  verloren   Deutsche   und 
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Lit FTVER KEHR 

Magyaren ihren Landbesitz. 
Das „Dekret des Präsidenten der 

Republik vom 2. August 1945 über die 
Regelung der tschechoslowakischen 
Staatsbürgerschaft der Personen deut- 
scher und magyarischer Nationalität" 
entzog Millionen deutscher und unga- 
rischer Bürger, die in der Tschechoslo- 
wakei lebten, die tschechoslowaki- 
sche Staatsbürgerschaft und bereitete 
damit ihre Vertreibung vor. 

Das „Dekret des Präsidenten der 
Republik vom 19. September 1945 
über die Arbeitspflicht der Personen, 
welche die tschechoslowakische 
Staatsbürgerschaft verloren haben", 
ordnete die Zwangsarbeit für alle Per- 
sonen an, denen die tschechoslowaki- 
sche Staatsbürgerschaft aberkannt 
worden war. 

Das „Gesetz vom 8. Mai 1946 über 
die Rechtmäßigkeit von Handlungen, 
die mit dem Kampf um die Wiederge- 
winnung der Freiheit der Tschechen 
und    Slowaken    zusammenhängen" 

(auch als Amnestiegesetz bezeichnet) 
legalisiert praktisch alle an Deutschen 
und Ungarn im Zuge der Vertreibung be- 
gangenen Verbrechen. 

Für die Erweiterung haben die Ent- 
wicklung und Stärkung von Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit sowie die Ach- 
tung der Menschenrechte und Grund- 
freiheiten oberste Priorität. Unsere Un- 
terstützung für den Beitritt der Tsche- 
chischen Republik zur Europäischen 
Union ist daher verbunden mit der Hoff- 
nung, dass in den Beitrittsländern kei- 
ne diskriminierenden Bestimmungen 
mehr gelten. Es ist zu begrüßen, dass 
sich zwischenzeitlich insbesondere 
junge Tschechen mit der Aufarbeitung 
der Vergangenheit - auch mit der Ver- 
treibung der Deutschen und Ungarn - 
beschäftigen. 

Karsten Knolle (CDU Sachsen-An- 
halt) ist Mitglied im Gemischten Parla- 
mentarischen Ausschuss EU - Tsche- 
chische Republik. 

MARKUS   FERBER: 

Einheitlicher Luftraum mit wenig Kompetenz? 
„SINGLE EUROPEAN  SKY INITIATIVE":  EU  BEITRITT ZU  EUROCONTROL 

Vieles hat sich seit dem 11. Sep- 
tember vergangenen Jahres geän- 

dert, in verschiedenen Bereichen wur- 
den strengere Sicherheitsvorschriften 
erlassen. Dass vor allem die Flugge- 
sellschaften unter der neuen Skepsis 
leiden, wurde nicht nur in Belgien 
schmerzhaft bewusst: Sicherheit ist 
das A und 0 im Luftverkehr, nicht nur 

dort, aber vor allem. Gleichzeitig wer- 
den derzeit die bilateralen Luftver- 
kehrsabkommen mehrerer EU-Mit- 
gliedsländer mit den USA untersucht. 
Sollten diese Abkommen ihre Gültig- 
keit verlieren, wäre vielleicht der Weg 
frei für einen gemeinsamen europäi- 
schen Luftraum, in dem die EU für al- 
le Staaten gebündelt auftreten könn- 
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Markus Ferber MdEP 

te. Ein weitreichender Schritt auf die- 
sem Weg wäre der Beitritt der EU zu 
EUROCONTROL. Diese Idee mit dem 
Namen „European Sky In- 
itiative" könnte zum ei- 
nen dem Bedürfnis der 
Fluggäste nach hohen 
Sicherheitsstandard 
gerecht  werden,   zum 
anderen   den  Wettbe- 
werb ankurbeln. 

EUROCONTROL ge- 
hören derzeit 30 Staa- 
ten an, die an der Ver- 
besserung und Verein- 
heitlichung des Euro- 
pe's Air Traffic Manage- 
ment (ATM) interessiert 
sind. Die Kombination 
aus ATM und EUROCONTROL soll die 
Basis für einen einheitlichen europäi- 
schen Luftraum bilden. Dieses Vorha- 
ben lässt sich unter dem Dach von EU- 
ROCONTROL am effektivsten umset- 
zen: Die Entscheidungen der Behörde 
sind für alle Mitglieder bindend, die EU 
könnte die Umsetzung in ihren Mit- 
gliedsländern kontrollieren und forcie- 
ren. Am besten wäre es, man würde die 
Gesetze der Luftraumbehörde direkt 
als Gesetzgebungsvorschläge für die 
EU vorlegen. Denn es wird immer wich- 
tiger, dass EUROCONTROL ein einheit- 
liches Ganzes ist. 

Im Zuge dieser „Single European Sky 
Initiative" kann man mit einheitlichen 
Gesetzen professionelle, verständliche 
Sicherheitsstandards mit neuester 
Technikverbinden. Nurmiteinheitlichen 
Regelungen können wir die Sicherheit 
der Fluggäste dauerhaft garantieren. 
Außerdem könnte die EU so optimal von 
den Erfahrungen der Behörde profitie- 

ren, in rechtlicher, technischer und poli- 
tischer Hinsicht. Und: Die EU müsste 
den Sachverstand nicht teuer bezahlen. 

In die selbe Richtung 
zielen die Ergebnisse ei- 
ner aktuellen Studie von 
der Generaldirektion für 
Statistik.   Auch   darin 
werden die Vorteile ein- 
heitlicher   Sicherheits- 
regeln, eines einheitli- 
chen Luftnavigationsys- 
tems und die Schaffung 
einer europäischen Be- 
hörde für Luftsicherheit 
untersucht und für die 
Zukunft   der   Luftfahrt 
empfohlen. An gleicher 
Stelle wird betont, der 

ATM sei nur glaubwürdig unter Einbe- 
ziehung der  militärischen  Luftfahrt. 
Dies erscheint logisch, dürfte aber bei 
den Verhandlungen über den Beitritt 
zur EUROCONTROL zu Kontroversen 
führen. Die zivile Luftfahrt soll zwar nor- 
malerweise Priorität haben, doch wie 
wird entschieden, wann das der Fall ist 
und vor allem WER wird entscheiden, 
wann die militärische Luftfahrt Vorrang 
hat? Auf jeden Fall muss vermieden 
werden,   dass  die   Mitgliedsstaaten 
durch    Auseinandersetzungen    über 
Kompetenzen das Ziel aus den Augen 
verlieren und EUROCONTROL nur noch 
Vorschläge machen darf. Ein einheitli- 
cher  europäischer  Luftraum  würde 
dann auch ein Abkommen mit den USA 
ermöglichen. 

Markus Ferber (CSU) ist Co-Vorsitzen- 
der der CDU/CSU-Gruppe im Europäi- 
schen Parlament und stellvertretendes 
Mitglied im Verkehrsausschuss des EP. 
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EVP-ED-FRAKTION 

kurz & bündig 
AKTUELLES   AUS   DER   EVP-ED-FRAKTION 

Spanische Rats-Präsidentschaft 
Die Einhaltung des Zeitplans für die 

Erweiterung, intensive Anstrengungen 
zur Bekämpfung des Terrorismus und 
Reformen zur Verbesserung der Lei- 
stungsfähigkeit der europäischen Wirt- 
schaft sind die drei obersten Prioritä- 
ten, die der spanische Ministerpräsi- 
dent Jose Maria Aznar dem Europäi- 
schen Parlament während einer 
Debatte über das Programm des spa- 
nischen Vorsitzes nannte. Aznar ver- 
sprach, dass der Vorsitz bis zurTagung 
des Europäischen Rates im Juni in Se- 
villa versuchen werde, die Verhandlun- 
gen mit den Beitrittskandidaten über 
die Landwirtschafts- und Regionalpoli- 
tik sowie über den Haushaltsrahmen 
abzuschließen. Er fügte aber mahnend 
hinzu, dass eine Einigung die Flexibi- 
lität aller Partner erfordere, da es sich 
um sehr schwierige Fragen handele. 

Hinsichtlich der Wirtschaftsrefor- 
men wies Aznar darauf hin, dass die EU- 
Regierungen auf die erfolgreiche Ein- 
führung des Euro mit einer engeren Ab- 
stimmung der Wirtschaftspolitik rea- 
gieren sollten. Er kündigte an, für die 
Tagung des Europäischen Rates im 
März in Barcelona Maßnahmen vorzu- 
schlagen, durch die die Wirtschaft mo- 
dernisiert und der Schwerpunkt auf Ver- 
kehrs-, Energie- und Kommunikations- 
dienste sowie auf die Finanz- und 
Arbeitsmärkte gelegt würden. Die EU- 
Wirtschaft brauche diese Maßnahmen, 
um die sechs Punkte Wachstumsdiffe- 

renz gegenüber den USA in den letzten 
zehn Jahren wettzumachen. 

Der Vorsitzende der EVP-ED-Frak- 
tion Hans Gert Pöttering (D) begrüßte 
die Vorhaben des spanischen Vorsit- 
zes, vor allem im Wirtschaftsbereich, 
wobei er darauf hinwies, dass es not- 
wendigsei, die Wirtschaftspolitikzu ko- 
ordinieren und nicht zu „harmonisie- 
ren" und die von den Euro-Ländern im 
Wirtschafts- und Stabilitätspakt einge- 
gangenen Verpflichtungen zu erfüllen. 

* EVP-Vertreter im EU-Konvent 
Inigo Mendez de Vigo (ES) wurde of- 

fiziell zum Mitglied des Präsidiums des 
Konvents ernannt, der die Verfas- 
sungsreform der Europäischen Union 
ausarbeiten wird. Er wurde von der Kon- 
ferenz der Vorsitzenden der politischen 
Fraktionen des Europäischen Parla- 
ments ernannt. 

Mendez de Vigo sagte nach seiner 
Ernennung vor der Presse, dass der 
Konvent das ideale Diskussionsforum 
mit einer breiten politischen und ge- 
sellschaftlichen Beteiligung über die 
Zukunft der Europäischen Union sein 
werde. Die EVP-ED-Fraktion hat fol- 
gende weitere Mitglieder für den Kon- 
vent nominiert: Elmar Brok (D), Timo- 
thy Kirkhope (UK), Alain Lamassoure 
(FR), Hanja Maij-Weggen (NL) und An- 
tonio Tajani (I); Stellvertretende Mit- 
glieder sind: Teresa Almeida Garrett 
(P), John Cushnahan (IRL), Piia-Noora 
Kauppi (Fl), Reinhard Rack (A), The 
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Aus   DER   EVP-ED - FRAKTI ON 

Earl of Stockton (UK) und Joachim 
Wuermeling(D). 

Euroeinfiihrung ist großer Erfolg 
Die Einführung der neuen europäi- 

schen Währung verlief reibungslos. 
Sie ist ein großer Erfolg für alle Betei- 
ligten, sage Kommissionsmitglied 
Pedro Solbes Mira in einer Debatte im 
Europäischen Parlament. Karl von 
Wogau (D), EVP-ED-Sprecher für wirt- 
schaftliche Angelegenheiten, wies 
darauf hin, dass die erfolgreiche Ein- 
führung des Euro nicht nur den letzten 
Schritt bei der Vollendung der wirt- 
schaftlichen Einigung Europas dar- 
stelle, sondern dass auch die politi- 
sche Union bald folgen müsse. Von 
Wogau betonte als künftiges Mitglied 
des Ausschusses für auswärtige An- 
gelegenheiten die dringende Notwen- 
digkeit, die Gemeinsame Europäi- 
sche Außen- und Sicherheitspolitik 
als Ergänzung und Stütze der Eu- 
ropäischen Währungsunion und des 
Binnenmarkts rasch weiterzuent- 
wickeln. 

Um den Erfolg und das Vertrauen in 
den Euro zu gewährleisten, sollte der 
Stabilitäts- und Wachstumspakt 
strikt eingehalten werden; dies könn- 
te in naher Zukunft zu Sanktionen 
selbst gegen Deutschland führen, 
wenn die Regierung Schröder nicht in 
der Lage ist, das Defizit, die Inflation 

und die Arbeitslosigkeit unverzüglich 
zu reduzieren. 

Öffentliches Beschaffungswesen 
Eine von der EVP-ED angestoßene 

Initiative zur Behandlung der Transpa- 
renz- und Korruptionsprobleme in den 
Regeln betreffend das öffentliche Be- 
schaffungswesen in der Europäischen 
Union erhielt in der ersten Lesung grü- 
nes Licht durch die EP-Abgeordneten. 

Als Reaktion auf die beiden neuen 
Kommissionsrichtlinien zur öffentli- 
chen Beschaffung forderte Stefano 
Zappala (I) die Vereinfachung der be- 
stehenden EU-Rechtsvorschriften, die 
aus den 70er Jahren stammen. Mit 
dem Ziel, die Transparenz im Vergabe- 
verfahren für öffentliche Aufträge zu er- 
höhen und die Korruption zu bekämp- 
fen, wird mit den Maßnahmen Zappa- 
las ein „Aufräumen" bei den Kriterien 
angestrebt, die für die Ausarbeitung 
von Ausschreibungen und das sich dar- 
an anschließende Auswahl- und Verga- 
beverfahren gelten. 

m Auszeichnung für Pöttering 
Im Rahmen einer Feierstunde ist 

dem Vorsitzenden der EVP-ED-Fraktion 
im Europäischen Parlament, Prof. Dr. 
Hans-Gert Pöttering, in Antwerpen von 
der Union Europäischer Föderalisten 
der Titel „Europäischer Ehrensenator" 
verliehen worden. 
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